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2 Er berücksichtigt die wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Landesgegenden. 
Er arbeitet mit den Kantonen und der Wirtschaft zusammen. 
3 Im Geld- und Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich der öffentli-
chen Finanzen kann er nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abwei-
chen. 
4 Bund, Kantone und Gemeinden berücksichtigen in ihrer Einnahmen- und Aus-
gabenpolitik die Konjunkturlage. 
5 Der Bund kann zur Stabilisierung der Konjunktur vorübergehend auf bundesrecht-
lichen Abgaben Zuschläge erheben oder Rabatte gewähren. Die abgeschöpften 
Mittel sind stillzulegen; nach der Freigabe werden direkte Abgaben individuell 
zurückerstattet, indirekte zur Gewährung von Rabatten oder zur Arbeitsbeschaffung 
verwendet. 
6 Der Bund kann die Unternehmen zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven 
verpflichten; er gewährt dafür Steuererleichterungen und kann dazu auch die Kan-
tone verpflichten. Nach der Freigabe der Reserven entscheiden die Unternehmen frei 
über deren Einsatz im Rahmen der gesetzlichen Verwendungszwecke. 

Art. 101 Aussenwirtschaftspolitik 
1 Der Bund wahrt die Interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland. 
2 In besonderen Fällen kann er Massnahmen treffen zum Schutz der inländischen 
Wirtschaft. Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 102 Landesversorgung* 
1 Der Bund stellt die Versorgung des Landes mit lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen sicher für den Fall machtpolitischer oder kriegerischer Bedrohun-
gen sowie in schweren Mangellagen, denen die Wirtschaft nicht selbst zu begegnen 
vermag. Er trifft vorsorgliche Massnahmen. 
2 Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 103 Strukturpolitik* 
Der Bund kann wirtschaftlich bedrohte Landesgegenden unterstützen sowie Wirt-
schaftszweige und Berufe fördern, wenn zumutbare Selbsthilfemassnahmen zur 
Sicherung ihrer Existenz nicht ausreichen. Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der 
Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 104 Landwirtschaft 
1 Der Bund sorgt dafür, dass die Landwirtschaft durch eine nachhaltige und auf den 
Markt ausgerichtete Produktion einen wesentlichen Beitrag leistet zur: 

a. sicheren Versorgung der Bevölkerung; 
  

* Mit Übergangsbestimmung. 
* Mit Übergangsbestimmung. 

Bundesverfassung 

28 

101 

2 Er berücksichtigt die wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Landesgegenden. 
Er arbeitet mit den Kantonen und der Wirtschaft zusammen. 
3 Im Geld- und Kreditwesen, in der Aussenwirtschaft und im Bereich der öffentli-
chen Finanzen kann er nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abwei-
chen. 
4 Bund, Kantone und Gemeinden berücksichtigen in ihrer Einnahmen- und Aus-
gabenpolitik die Konjunkturlage. 
5 Der Bund kann zur Stabilisierung der Konjunktur vorübergehend auf bundesrecht-
lichen Abgaben Zuschläge erheben oder Rabatte gewähren. Die abgeschöpften 
Mittel sind stillzulegen; nach der Freigabe werden direkte Abgaben individuell 
zurückerstattet, indirekte zur Gewährung von Rabatten oder zur Arbeitsbeschaffung 
verwendet. 
6 Der Bund kann die Unternehmen zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven 
verpflichten; er gewährt dafür Steuererleichterungen und kann dazu auch die Kan-
tone verpflichten. Nach der Freigabe der Reserven entscheiden die Unternehmen frei 
über deren Einsatz im Rahmen der gesetzlichen Verwendungszwecke. 

Art. 101 Aussenwirtschaftspolitik 
1 Der Bund wahrt die Interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland. 
2 In besonderen Fällen kann er Massnahmen treffen zum Schutz der inländischen 
Wirtschaft. Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 102 Landesversorgung* 
1 Der Bund stellt die Versorgung des Landes mit lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen sicher für den Fall machtpolitischer oder kriegerischer Bedrohun-
gen sowie in schweren Mangellagen, denen die Wirtschaft nicht selbst zu begegnen 
vermag. Er trifft vorsorgliche Massnahmen. 
2 Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 103 Strukturpolitik* 
Der Bund kann wirtschaftlich bedrohte Landesgegenden unterstützen sowie Wirt-
schaftszweige und Berufe fördern, wenn zumutbare Selbsthilfemassnahmen zur 
Sicherung ihrer Existenz nicht ausreichen. Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der 
Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

Art. 104 Landwirtschaft 
1 Der Bund sorgt dafür, dass die Landwirtschaft durch eine nachhaltige und auf den 
Markt ausgerichtete Produktion einen wesentlichen Beitrag leistet zur: 

a. sicheren Versorgung der Bevölkerung; 
  

* Mit Übergangsbestimmung. 
* Mit Übergangsbestimmung. 

Schweizerische Eidgenossenschaft 

29 

101 

b. Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und zur Pflege der Kulturland-
schaft; 

c. dezentralen Besiedlung des Landes. 
2 Ergänzend zur zumutbaren Selbsthilfe der Landwirtschaft und nötigenfalls abwei-
chend vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit fördert der Bund die bodenbewirt-
schaftenden bäuerlichen Betriebe. 
3 Er richtet die Massnahmen so aus, dass die Landwirtschaft ihre multifunktionalen 
Aufgaben erfüllt. Er hat insbesondere folgende Befugnisse und Aufgaben: 

a. Er ergänzt das bäuerliche Einkommen durch Direktzahlungen zur Erzielung 
eines angemessenen Entgelts für die erbrachten Leistungen, unter der Vor-
aussetzung eines ökologischen Leistungsnachweises. 

b. Er fördert mit wirtschaftlich lohnenden Anreizen Produktionsformen, die 
besonders naturnah, umwelt- und tierfreundlich sind. 

c. Er erlässt Vorschriften zur Deklaration von Herkunft, Qualität, Produktions-
methode und Verarbeitungsverfahren für Lebensmittel. 

d. Er schützt die Umwelt vor Beeinträchtigungen durch überhöhten Einsatz von 
Düngstoffen, Chemikalien und anderen Hilfsstoffen. 

e. Er kann die landwirtschaftliche Forschung, Beratung und Ausbildung för-
dern sowie Investitionshilfen leisten. 

f. Er kann Vorschriften zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes erlassen. 
4 Er setzt dafür zweckgebundene Mittel aus dem Bereich der Landwirtschaft und 
allgemeine Bundesmittel ein. 

Art. 105 Alkohol 

Die Gesetzgebung über Herstellung, Einfuhr, Reinigung und Verkauf gebrannter 
Wasser ist Sache des Bundes. Der Bund trägt insbesondere den schädlichen Wir-
kungen des Alkoholkonsums Rechnung. 

Art. 106 Glücksspiele* 
1 Die Gesetzgebung über Glücksspiele und Lotterien ist Sache des Bundes. 
2 Für die Errichtung und den Betrieb von Spielbanken ist eine Konzession des Bun-
des erforderlich. Er berücksichtigt bei der Konzessionserteilung die regionalen 
Gegebenheiten und die Gefahren des Glücksspiels. 
3 Der Bund erhebt eine ertragsabhängige Spielbankenabgabe; diese darf 80 Prozent 
der Bruttospielerträge aus dem Betrieb der Spielbanken nicht übersteigen. Sie wird 
zur Deckung des Bundesbeitrags an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi-
cherung verwendet. 
4 Für die Zulassung von Geschicklichkeitsspielautomaten mit Gewinnmöglichkeit 
sind die Kantone zuständig. 

  

* Mit Übergangsbestimmung. 
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